
 
 
 
 

GWB Boller & Partner mbB 
Steuerberater Wirtschaftsprüfer Rechtsanwälte 

 
35043 Marburg   Schubertstraße 8 b 

Tel. (0 64 21) 40 06 - 0 
Fax (0 64 21) 40 06 - 250 

www.gwb-partner.de 
AG Frankfurt/Main 
Reg.-Nr. PR 1322 
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M a n d a n t e n b r i e f  I I I / 2 0 1 6  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend erhalten Sie wichtige Informationen 
über rechtliche und steuerliche Änderungen. 
 
Gerne können Sie den Mandantenbrief zukünftig 
auch per Email erhalten. Sollten Sie dies wün-
schen, bitten wir um Mitteilung Ihrer Email-
Adresse an maren.weichsel@gwb-partner.de. 
 
Die Informationen stellen keine rechtliche oder 
steuerliche Beratung dar und können eine indivi-
duelle Beratung nicht ersetzen. Sollten Sie zu 
einzelnen Themen noch Fragen haben, stehen 
wir Ihnen gern zur Verfügung.  
 

Mit freundlichen Grüßen  
GWB Boller & Partner mbB 

 
 
 
Katja Möller  Oliver Stumm 
Wirtschaftsprüferin, Rechtsanwalt, Fachanwalt 
Steuerberaterin für Steuerrecht  
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· Einkommensteuer 
Ø Häusliches Arbeitszimmer rechtfertigt nicht Be-

rücksichtigung der Aufwendungen für Neben-
räume 

Ø Grenzen des Kostenabzugs für gemeinsam ge-
nutztes häusliches Arbeitszimmer 

Ø Abzugsfähigkeit der Fahrtkosten zur Verwaltung 
von Vermietungsobjekten 

Ø Altersentlastungsbetrag diskriminiert Jüngere 
nicht 

Ø Zivilprozesskosten als außergewöhnliche Belas-
tungen 

Ø Nutzungsausfallentschädigung für bewegliches 
Betriebsvermögen ist stets Betriebseinnahme 

Ø Bei Gewinneinkünften zwingende Verpflichtung 
zur Abgabe einer elektronischen Steuererklä-
rung 

Ø Sind Unfallkosten durch die Entfernungspau-
schale abgegolten? 

Ø Übernahme von Leasingraten durch den Arbeit-
nehmer bei Barlohnumwandlung keine Wer-
bungskosten 

· Personalwirtschaft 
Ø Unzureichende Mitwirkungsrechte des Gesell-

schafters einer freiberuflich tätigen Gesellschaft 
können zur Gewerblichkeit der Gesellschaft füh-
ren 

· Umsatzsteuer 
Ø Keine Umsatzsteuer bei Betrugshandlungen ei-

nes Arbeitnehmers mittels fiktiver Geschäfte 
Ø Vorsteuerabzug im Billigkeitsweg nur bei Gut-

gläubigkeit des Unternehmers 
· Zivilrecht  
Ø Nachweis des Erbrechts durch Vorlage eines 

eröffneten eigenhändigen Testaments 
· Verfahrensrecht/AO/FGO 
Ø Nationale Maßnahmen gegen Steueroasen und 

Briefkastenfirmen 
Ø Modernisierung des Besteuerungsverfahrens: 

Bundesrat stimmt dem Gesetz zu 
Ø Bundesfinanzhof (BFH) versagt vorläufigen 

Rechtsschutz gegen den Solidaritätszuschlag 
· Grunderwerbsteuer 
Ø Grundstücksübertragung zwischen Geschwis-

tern kann grunderwerbsteuerbefreit sein 
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Termine Oktober - Dezember 2016 

 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 

 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Soli-
daritätszuschlag3 

10.10.2016 13.10.2016 07.10.2016 

dto. 10.11.2016 14.11.2016 07.11.2016 
dto. 12.12.2016 15.12.2016 09.12.2016 

Kapitalertragsteuer, Solidari-
tätszuschlag 

Seit dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritäts-
zuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.10.2016 13.10.2016 07.10.2016 
dto. 10.11.2016 14.11.2016 07.11.2016 
dto. 12.12.2016 15.12.2016 09.12.2016 
Einkommensteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag 12.12.2016 15.12.2016 09.12.2016 

Körperschaftsteuer, Solidari-
tätszuschlag 12.12.2016 15.12.2016 09.12.2016 

Gewerbesteuer 15.11.2016 18.11.2016 11.11.2016 
Grundsteuer 15.11.2016 18.11.2016 11.11.2016 
Sozialversicherung5 27.10.2016 entfällt entfällt 
dto. 28.11.2016 entfällt entfällt 
dto. 28.12.2016 entfällt entfällt 

 
 

Häusliches Arbeitszimmer rechtfertigt nicht Berücksichtigung  
der Aufwendungen für Nebenräume 

 
Bei einem steuerrechtlich anzuerkennenden Arbeitszimmer sind Aufwendungen für Nebenräume (Küche, Bad und Flur), 
die in die häusliche Sphäre eingebunden sind und zu einem nicht unerheblichen Teil privat genutzt werden, nicht als 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten abziehbar. 
 
Eine selbstständige Lebensberaterin unterhielt in ihrer Wohnung ein häusliches Arbeitszimmer, das sie so gut wie aus-
schließlich für ihre nur von diesem Arbeitszimmer aus betriebene Tätigkeit nutzte. Während das Finanzamt die Aufwen-
dungen dafür als Betriebsausgaben anerkannte, versagte es die Berücksichtigung der hälftigen Kosten für die jedenfalls 
auch privat genutzten Nebenräume Küche, Bad und Flur. 
 
Der Bundesfinanzhof6 (BFH) gab dem Finanzamt Recht. Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer, das nicht 
nahezu ausschließlich betrieblich oder beruflich genutzt wird, sog. gemischt genutztes Arbeitszimmer, sind steuerlich 
nicht zu berücksichtigen. Diesen Grundsatz weitet der BFH nun auch auf Nebenräume der häuslichen Sphäre aus. Die 
Nutzungsvoraussetzungen sind individuell für jeden Raum und damit auch für Nebenräume zu prüfen. Eine zumindest 
nicht unerhebliche private Mitnutzung derartiger Räume ist daher abzugsschädlich. 
 
 
  

                                                        
1  Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum fol-

genden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächs-
te Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überwei-
sung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. 
Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3  Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4  Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlänge-

rung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5  Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 

vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein 
einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jewei-
lige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

6 BFH, Urt. v. 17.02.2016, X R 26/13, DStR 2016, S. 1359, LEXinform 0929787. 
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Grenzen des Kostenabzugs für gemeinsam  
genutztes häusliches Arbeitszimmer 

 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sind grundsätzlich nicht abzugsfähig.7 Steht aber für die betriebliche 
oder berufliche Nutzung kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung, greift die Abzugsbeschränkung nicht. Allerdings ist 
eine Höchstbetragsbegrenzung von 1.250 € zu beachten.8 Stellt das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten be-
trieblichen und beruflichen Tätigkeit dar, sind die Aufwendungen in unbeschränkter Höhe abzugsfähig.9 
 
Nutzen beide Ehegatten das Arbeitszimmer, sind die Aufwendungen nach dem Grad der jeweiligen Nutzung aufzuteilen. 
Liegen bei einem Ehegatten die Voraussetzungen zum nur beschränkten Abzug der Aufwendungen vor, ist der Ansatz 
des Höchstbetrags auf den entsprechenden Nutzungsanteil beschränkt. Für den zum unbeschränkten Abzug der Auf-
wendungen berechtigten Ehegatten ist der Abzug der Aufwendungen auf den seinem Nutzungsanteil entsprechenden 
Prozentsatz beschränkt. Bei einer jeweils 50 %igen Nutzung wären einerseits 625 € und andererseits 50 % der Aufwen-
dungen unbegrenzt abzugsfähig. 
 
Hinweis: Zu dieser Rechtsfrage sind noch zwei weitere Verfahren beim Bundesfinanzhof10 anhängig. 
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Münster11) 
 

Abzugsfähigkeit der Fahrtkosten zur Verwaltung von Vermietungsobjekten 
 
Fahrtkosten zur Verwaltung von Vermietungsobjekten sind als Werbungskosten abzugsfähig. Die Höhe der berücksichti-
gungsfähigen Aufwendungen richtet sich nach dem Umfang der Fahrten. Werden die Objekte nur gelegentlich aufge-
sucht, können die Aufwendungen in tatsächlicher Höhe oder mit 0,30 € je gefahrenem Kilometer geltend gemacht 
werden. 
 
Wenn die Objekte allerdings sehr häufig und mit einer gewissen Nachhaltigkeit angefahren werden, wird aus den auf-
gesuchten Objekten der Mittelpunkt der Vermietungstätigkeit. In derartigen Fällen sind die Aufwendungen nach einem 
Urteil des Bundesfinanzhofs12 nur mit der Entfernungspauschale in Höhe von 0,30 € je Entfernungskilometer berück-
sichtigungsfähig. 
 

Altersentlastungsbetrag diskriminiert Jüngere nicht 
 
Der Altersentlastungsbetrag ist eine Einkommensteuervergünstigung für Steuerzahler, die vor Beginn des zu veranla-
genden Kalenderjahres das 64. Lebensjahr vollendet haben. Er beträgt einkommensabhängig für 2016 höchstens 
1.064 €. Trotz des eindeutigen Gesetzeswortlauts beantragte ein jüngerer Arzt den Altersentlastungsbetrag, weil er sich 
diskriminiert fühlte. Er verwies auf das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG), wonach eine Diskriminierung wegen 
des Alters unzulässig ist. 
 
Das Finanzgericht Münster13 lehnte eine entsprechende Klage ab, weil die Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 
nicht in den Anwendungsbereich des AGG fallen. Das Gericht erkannte auch keine Verstöße gegen europarechtliche 
Regelungen oder den Gleichheitsgrundsatz des Grundgesetzes. Es rechtfertigte die Vergünstigung der Einkünfte im Alter 
vielmehr damit, dass der Aufbau einer Altersabsicherung in den vergangenen Jahrzehnten steuerlich nur sehr einge-
schränkt begünstigt worden war und den Älteren damit heute ein gewisser Ausgleich zugutekommen würde. 
 

Zivilprozesskosten als außergewöhnliche Belastungen 
 
Zivilprozesskosten sind nur insoweit als außergewöhnliche Belastungen steuerlich abziehbar, als der Prozess existenziell 
wichtige Bereiche oder den Kernbereich menschlichen Lebens berührt. Liefe der Steuerpflichtige ohne den Rechtsstreit 
Gefahr, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht 
mehr befriedigen zu können, kann der Steuerpflichtige auch bei unsicheren Erfolgsaussichten aus rechtlichen oder tat-
sächlichen Gründen gezwungen sein, einen Zivilprozess zu führen, sodass die Prozesskosten zwangsläufig14 erwachsen. 
 
Nach diesen Maßstäben sind solche Kosten nicht abziehbar, wenn der Prozess die Geltendmachung von Schmerzens-
geldansprüchen betrifft. 
 
Sind die Kosten nur zum Teil als außergewöhnliche Belastung abziehbar, ist der abziehbare Teil der Kosten mit Hilfe der 
Streitwerte der einzelnen Klageanträge zu ermitteln. 
 

Das hat der Bundesfinanzhof15 entschieden. 
                                                        
7 § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b Satz 1 EStG. 
8 § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b Satz 2 i. V. m. Satz 3 1. Halbsatz EStG. 
9 § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b Satz 2 i. V. m. Satz 3 2. Halbsatz EStG. 
10 Az. BFH: VIII R 15/15 sowie Az. BFH: VI R 86/13. 
11 FG Münster, Urt. v. 15.03.2016, 11 K 2425/13, (rkr.), EFG 2016, S. 1000, LEXinform 5018943. 
12 BFH, Urt. v. 01.12.2015, IX R 18/15, DB 2016, S. 935, DStR 2016, S. 908, LEXinform 0950319. 
13 FG Münster, Urt. v. 24.02.2016, 10 K 1979/15 , (Nichtzulassungsbeschw. eingel., Az. BFH: III B 55/16), LEXinform 5018899. 
14 § 33 Abs. 2 Satz 1 EStG. 
15 BFH, Urt. v. 17.12.2015, VI R 7/14, BFH/NV 2016, S. 817, LEXinform 0934525. 
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Nutzungsausfallentschädigung für bewegliches Betriebsvermögen  

ist stets Betriebseinnahme 
 
Der Kläger hielt ein Fahrzeug im Betriebsvermögen, das er auch privat nutzte. Für einen Nutzungsausfall wegen eines 
Unfalls erhielt er von der Versicherung des Unfallverursachers eine Entschädigung. Die Entschädigung wurde vom Fi-
nanzamt in vollem Umfang als Betriebseinnahme behandelt. Der Kläger aber machte geltend, dass der Unfall sich auf 
einer Privatfahrt ereignete und folglich die Nutzungsentschädigung keine Betriebseinnahme darstelle. 
 
Der Bundesfinanzhof16 entschied, bewegliche Wirtschaftsgüter sind auch bei gemischter Nutzung ungeteilt entweder 
Privat- oder Betriebsvermögen. Die steuerliche Beurteilung richtet sich nach der Zuordnung des Wirtschaftsguts, unab-
hängig davon, bei welcher Gelegenheit der Schaden entstanden ist. Gleiches gilt auch für den Verlust der Nutzungs-
möglichkeit. 
 
 

Bei Gewinneinkünften zwingende Verpflichtung zur Abgabe  
einer elektronischen Steuererklärung 

 
Sind Gewinneinkünfte von mehr als 410 € zu erklären, muss die entsprechende Einkommensteuererklärung durch Da-
tenfernübertragung übermittelt werden.17 
 
Eine Entbindung von dieser Verpflichtung ist nur dann möglich, wenn dem Steuerbürger dieses Verfahren wirtschaftlich 
oder persönlich nicht zuzumuten ist. Allein ein Hinweis auf die Enthüllungen des Whistleblowers Edward Snowden, wo-
nach zu befürchten ist, dass auch die Daten für die Steuererklärung ausgespäht werden könnten, reicht nicht aus, um 
sich von dieser Verpflichtung befreien zu lassen. 
 
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Baden-Württemberg18) 
 
 

Sind Unfallkosten durch die Entfernungspauschale abgegolten? 
 
Aufwendungen des Arbeitnehmers für die Wege zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sind Werbungskosten 
bei den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit. Zur Abgeltung dieser Aufwendungen ist für jeden Arbeitstag, an 
dem der Arbeitnehmer die erste Tätigkeitsstätte aufsucht, eine Entfernungspauschale für jeden vollen Kilometer zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte von 0,30 € anzusetzen, höchstens jedoch 4.500 € im Kalenderjahr. Ein hö-
herer Betrag als 4.500 € ist anzusetzen, soweit der Arbeitnehmer einen eigenen oder ihm zur Nutzung überlassenen 
Kraftwagen benutzt. 
 
Durch diese Entfernungspauschale sind sämtliche Aufwendungen abgegolten, die durch die Wege zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte entstehen (z. B. auch Parkgebühren für das Abstellen des Fahrzeugs während der Arbeits-
zeit). Diese Abgeltungswirkung gilt laut Bundesfinanzhof19 ebenfalls für außergewöhnliche Kosten, wie z. B. Reparatur-
kosten infolge einer Falschbetankung des Fahrzeugs. 
 
Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz20 schließt sich dieser Rechtsprechung an und entschied: Zu den durch die Entfer-
nungspauschale abgegoltenen Unfallkosten zählen nicht nur Reparaturkosten eines Fahrzeugs, sondern auch Behand-
lungs- und Krankheitskosten, die durch einen Unfall auf der Fahrt zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte  
(mit-)verursacht wurden. 
 
Allerdings lässt die Finanzverwaltung21 Unfallkosten, die auf der Fahrt zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
entstehen, weiterhin neben der Entfernungspauschale zum Werbungskostenabzug zu. Betroffene sollten sich auf die 
Auffassung der Finanzverwaltung berufen. 
 
Hinweis: Der Ansatz der Behandlungs- und Krankheitskosten als außergewöhnliche Belastung ist möglich, wenn die 
Kosten nicht als Werbungskosten anerkannt wurden. 
 
  

                                                        
16 BFH, Urt. v. 27.01.2016, X R 2/14, DStR 2016, S. 1082, LEXinform 0934601. 
17 § 25 Abs. 4 Satz 1 EStG. 
18 FG Baden-Württemberg, Urt. v. 23.03.2016, 7 K 3192/15, (Nichtzulassungsbeschw. eingel., Az. BFH: VIII B 43/16), EFG 2016, 

S. 723, LEXinform 5018938. 
19 BFH, Urt. v. 20.03.2014, VI R 29/13, BStBl 2014 II, S. 849, LEXinform 0929844. 
20 FG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 23.02.2016, 1 K 2078/15, LEXinform 5018875. 
21 BMF, Schr. v. 31.10.2013, IV C 5 - S-2351/09/10002:002, BStBl 2013 I, S. 1376, LEXinform 5234736. 
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Übernahme von Leasingraten durch den Arbeitnehmer bei  

Barlohnumwandlung keine Werbungskosten 
 
Überlässt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer ein geleastes Fahrzeug zur dienstlichen und privaten Verwendung, wird 
die 1% -Methode für die Privatnutzung angewandt und wird sein Barlohn um die vom Arbeitgeber getragenen Leasing-
raten gekürzt, ist dieser Betrag nicht als Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit zu berück-
sichtigen. Schon begrifflich können hier keine Werbungskosten vorliegen, weil es sich dabei um „Aufwendungen zur 
Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen“ handeln muss. Ein Barlohnverzicht ist keine Aufwendung in die-
sem Sinne und erfüllt damit diese Voraussetzungen nicht. 
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg22) 
 

Unzureichende Mitwirkungsrechte des Gesellschafters  
einer freiberuflich tätigen Gesellschaft können zur Gewerblichkeit  

der Gesellschaft führen 
 
Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs23 übt eine Personengesellschaft nur dann eine freiberufliche Tätigkeit aus, 
wenn sämtliche Gesellschafter bestimmte Voraussetzungen erfüllen. Sie müssen die Merkmale eines freien Berufs erfül-
len und die Tätigkeit aufgrund eigener Fachkenntnisse leitend und eigenverantwortlich ausüben. Darüber hinaus ist für 
eine freiberufliche Mitunternehmerschaft erforderlich, dass alle Gesellschafter an den Entscheidungsprozessen der Ge-
sellschaft beteiligt sind und ein Mitunternehmerrisiko tragen. 
 
Die Merkmale einer freiberuflichen Tätigkeit ergeben sich aus der einkommensteuerrechtlich vorgegebenen katalogmä-
ßigen Aufzählung.24 
 
Die eigene Fachkenntnis ist für einen Arzt dahingehend auszulegen, dass er dem Patienten gegenüber eine höchstper-
sönliche individuelle Arbeitsleistung schuldet, die er auch zu einem wesentlichen Teil selbst erbringen muss. 
 
Mitunternehmerrisiko bedeutet gesellschaftliche oder wirtschaftlich vergleichbare Teilnahme am Erfolg oder Misserfolg 
des gemeinschaftlich betriebenen Unternehmens. Es findet seinen Ausdruck in der Beteiligung am Gewinn und Verlust 
sowie an den stillen Reserven einschließlich eines Geschäftswerts der Gesellschaft. 
 
Die Einbindung in Entscheidungsprozesse der Gesellschaft, auch als Mitunternehmerinitiative bezeichnet, findet ihre 
Ausprägung u. a. in den gesellschaftsvertraglich vereinbarten Stimmrechten der Gesellschafter. 
 
Unter Berücksichtigung der vorstehenden Grundsätze hat das Gericht die Tätigkeit einer Ärztegemeinschaft insgesamt 
als gewerblich eingestuft. Die Gewinne der Gesellschaft wurden gewerbesteuerpflichtig. Der nachfolgend geschilderte 
Sachverhalt bestimmte die Entscheidung: 
 
Zwei Ärzte übten ihre freiberufliche ärztliche Tätigkeit gemeinsam im Rahmen einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
(GbR) aus. An den Erträgen und dem Vermögen der Gesellschaft waren sie zu jeweils 50 % beteiligt. Zwecks höherer 
Abrechnungsmöglichkeiten gegenüber den gesetzlichen Krankenkassen nahmen sie eine weitere Ärztin in ihre Gesell-
schaft auf. Das bisherige Gesellschaftsvermögen wurde steuerliches Sonderbetriebsvermögen der beiden Gründungsärz-
te. Neuanschaffungen erfolgten nur auf den Namen der beiden Altärzte. Die neu aufgenommene Ärztin erhielt keine 
Bankkontenvollmacht und kein Verfügungsrecht über die Kasse. Sie erhielt ausschließlich eine umsatzbezogene Ge-
winnbeteiligung auf Basis der von ihr erbrachten und abgerechneten Leistungen. Lediglich ihre Tätigkeit übte die Ärztin 
aufgrund eigener Fachkenntnis leitend und eigenverantwortlich aus. Wegen dieser besonderen Umstände lehnte das 
Gericht eine steuerliche Mitunternehmerschaft der Ärztin ab. Demzufolge erzielte die Gemeinschaft, bestehend aus den 
beiden Ärzten und der Ärztin, insgesamt gewerbliche Einkünfte. 
 

Keine Umsatzsteuer bei Betrugshandlungen eines  
Arbeitnehmers mittels fiktiver Geschäfte 

 
Verabredet ein Arbeitnehmer mit einem Dritten, seinen Arbeitgeber dadurch zu schädigen, dass der Dritte Rechnungen 
über fiktive Geschäfte ausstellt, und das erhaltene Geld zu teilen, liegt kein umsatzsteuerbarer Leistungsaustausch 
zwischen dem Arbeitnehmer und dem Dritten vor. Das aus den Straftaten erlangte Geld ist kein Entgelt des Dritten für 
eine vom Arbeitnehmer erbrachte Leistung, sondern Anteil des Arbeitnehmers am „Gewinn“. Der Fall ist nicht vergleich-
bar mit den sog. Schmiergeld- oder Bestechungsfällen, in denen ein umsatzsteuerpflichtiger Leistungsaustausch zwi-
schen dem Arbeitnehmer und den bevorzugten Firmen angenommen wird. Diesen Fällen liegen reale wirtschaftliche 
bzw. geschäftliche Betätigungen zugrunde, da die bevorzugten Unternehmen Vorteile erlangen, die sie unmittelbar für 
ihre unternehmerische Betätigung nutzen. (Quelle: Urteil des Hessischen Finanzgerichts25) 

                                                        
22 FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 11.02.2016, 9 K 9317/13, (rkr.), EFG 2016, S. 702, LEXinform 5018896. 
23 BFH, Urt. v. 03.11.2015, VIII R 62/13, BFH/NV 2016, S. 833, LEXinform 0934425. 
24 § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG. 
25 Hessisches FG, Urt. v. 16.02.2016, 1 K 2513/12, (rkr.), EFG 2016, S. 937, LEXinform 5019065. 
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Vorsteuerabzug im Billigkeitsweg nur  
bei Gutgläubigkeit des Unternehmers 

 
Ein Unternehmer kann nur dann die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer als Vorsteuer abziehen, wenn die Rechnung 
ordnungsgemäß ist, z. B. der leistende Unternehmer zutreffend bezeichnet ist. Ist die Rechnung fehlerhaft, kommt ein 
Vorsteuerabzug nur im Billigkeitsweg in Betracht. Dies setzt voraus, dass der Unternehmer gutgläubig war und alle 
Maßnahmen ergriffen hat, die vernünftigerweise von ihm erwartet werden können, um sich von der Richtigkeit der 
Angaben in der Rechnung zu überzeugen und seine Beteiligung an einem Betrug ausgeschlossen ist. Dies muss der 
Unternehmer und nicht das Finanzamt nachweisen. Dazu ist z. B. erforderlich, dass der Unternehmer sich Gewissheit 
über den leistenden Unternehmer verschafft und die angegebene Steuernummer bzw. Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer auf deren Richtigkeit überprüft. (Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs26) 
 
 

Nachweis des Erbrechts durch Vorlage eines  
eröffneten eigenhändigen Testaments 

 
Der Erbe ist bis auf wenige Ausnahmen nicht verpflichtet, sein Erbrecht durch einen Erbschein nachzuweisen. Er hat die 
Möglichkeit, den Nachweis auch in anderer Form zu erbringen. Neben einem eröffneten notariellen Testament oder 
Erbvertrag kann der Nachweis auch mittels eines eindeutigen handschriftlichen, nachlassgerichtlich eröffneten Testa-
ments oder im Fall der gesetzlichen Erbfolge mittels der üblichen Personenstandsurkunden geführt werden. Der Nach-
weis mittels eröffnetem handschriftlichen Testament ist aber nur dann möglich, wenn das Testament eindeutig ist und 
keiner gesteigerten Auslegung bedarf. 
 
In Anwendung dieser Grundsätze hat der Bundesgerichtshof27 ein Kreditinstitut, das zu Unrecht die Vorlage eines Erb-
scheins verlangt hatte, zu Schadensersatz28 verurteilt, konkret zur Erstattung der Gerichtskosten für die Erteilung des 
Erbscheins. 
 
Hinweis: Zur Änderung des Grundbuchs oder des Schiffsregisters reicht ein eröffnetes handschriftliches Testament als 
Nachweis nicht aus! 
 
 

Nationale Maßnahmen gegen Steueroasen und Briefkastenfirmen 
 
Das Bundesministerium der Finanzen29 weist auf ein Maßnahmenpaket der Bundesregierung hin, das für mehr Transpa-
renz bei Briefkastenfirmen sorgen soll. Auf nationaler Ebene wurde mit den Bundesländern eine grundlegende Einigung 
über konkrete Verschärfungen des Steuerrechts erzielt. 
 
Es ist geplant, die Abgabenordnung (AO) in drei Bereichen zu ändern: 
 
· Die Mitwirkungspflichten der Steuerpflichtigen bei Beteiligungserwerb einer ausländischen Kapitalgesellschaft sollen 

auf jegliche Geschäftsbeziehungen zu ausländischen Unternehmen erweitert werden. Neben formaler rechtlicher Be-
teiligung soll auch ein tatsächlich beherrschender Einfluss mitgeteilt werden, um Treuhandverhältnisse oder ähnliche 
Vereinbarungen zu erfassen. Bußgelder im Falle eines Verstoßes gegen die Mitteilungspflichten sollen voraussichtlich 
von derzeit 5.000 € auf bis zu 25.000 € erhöht werden. 

· Banken haben neue steuerliche Anzeigepflichten zu erfüllen. Sie sollen etwa mitteilen müssen, welche Beteiligungen 
an Briefkastenfirmen sie vermittelt haben. Bei Verletzung der Anzeigepflicht droht den Banken ein beträchtliches 
Bußgeld und Haftung für Steuerschäden. 

· Das sogenannte steuerliche Bankgeheimnis30 soll aufgehoben werden. Es geht aber ausdrücklich nicht um das zivil-
rechtliche Bankgeheimnis, das vor Datenweitergabe etwa an andere Unternehmen schützen soll. Zugleich soll das 
automatisierte Kontenabrufverfahren auf die Ermittlung von Geschäftsbeziehungen zu Briefkastenfirmen ausgeweitet 
werden. Die Legitimationsprüfung durch Banken31 soll durch die Erfassung der Steuer-Identifikationsnummer jedes 
Kontoführers und des wirtschaftlich abweichend Berechtigten erweitert werden. Steuerhinterziehung durch verdeck-
te Beteiligungen soll zu den schweren Steuerhinterziehungen gerechnet werden, wodurch sich auch die Verjäh-
rungsfrist auf zehn Jahre für die Strafverfolgung verlängert. 

 
  

                                                        
26 BFH, Urt. v. 18.02.2016, V R 62/14, BFH/NV 2016, S. 988, LEXinform 0950161. 
27 BGH, Urt. v. 05.04.2016, XI ZR 440/15, LEXinform 1653567. 
28 § 280 Abs. 1 BGB. 
29 BMF, Mitt. v. 03.06.2016, LEXinform 0444558. 
30 § 30a AO. 
31 § 154 AO. 
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Modernisierung des Besteuerungsverfahrens:  
Bundesrat stimmt dem Gesetz zu 

 
Der Gesetzentwurf zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens wurde in der vom Finanzausschuss vorgeschlage-
nen Fassung am 12. Mai 2016 vom Bundestag angenommen. Danach ergeben sich u. a. folgende Neuerungen: 
 
· Unberatene Steuerpflichtige, die zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet sind, brauchen diese erst bis Ende 

Juli des folgenden Jahres abzugeben. 
· Steuerberater erhalten für die Abgabe der Erklärung ihrer Mandanten Fristverlängerung bis Ende Februar des über-

nächsten Jahres. 
· Werden diese Fristen nicht eingehalten, muss mit einem Verspätungszuschlag von 25 € pro Monat gerechnet wer-

den. Der Zuschlag fällt nicht zwangsläufig an, wenn keine Steuer fällig wird oder sich eine Steuererstattung ergibt. 
In diesem Fall steht die Festsetzung von Zuschlägen im Ermessen des Finanzamts. 

· Die Pflicht zur Vorlage von Belegen soll weitgehend entfallen. Nur auf Anforderung des Finanzamts müssen zusätzli-
che Nachweise vorgelegt werden. 

 
Der Bundesrat hat am 17. Juni 2016 dem geänderten Gesetzentwurf zugestimmt. (Quelle: Deutscher Bundestag32) 
 
 

Bundesfinanzhof (BFH) versagt vorläufigen Rechtsschutz  
gegen den Solidaritätszuschlag 

 
Die Vollziehung eines Bescheids über den Solidaritätszuschlag ist nicht deshalb aufzuheben, weil ein Finanzgericht (FG) 
im Rahmen eines Vorlagebeschlusses das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) zur Klärung der Verfassungsmäßigkeit des 
Solidaritätszuschlaggesetzes (SolZG) angerufen hat. 
 
Das öffentliche Interesse am Vollzug des SolZG kann das Interesse der Steuerpflichtigen an der Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes überwiegen. 
 
Mit diesen Leitsätzen hat der BFH33 die Aussetzung der Vollziehung des Solidaritätszuschlags in einem Einkommensteu-
erfall 2012 abgelehnt. 
 
Die Anrufung des BVerfG durch ein FG führt nicht zu ernstlichen Zweifeln an der Rechtmäßigkeit eines auf die vorgeleg-
te Norm gestützten Verwaltungsakts. Es kann dahingestellt bleiben, ob sich aufgrund der Vorlage des FG34 an das 
BVerfG35 überhaupt ernstliche Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des SolZG ergeben können. 
 
Das SolZG ist formell verfassungsgemäß zustande gekommen und kann somit Geltung beanspruchen bis das BVerfG 
abweichend entscheidet. 
 

Grundstücksübertragung zwischen Geschwistern  
kann grunderwerbsteuerbefreit sein 

 
Grundstücksübertragungen zwischen Geschwistern unterliegen grundsätzlich der Grunderwerbsteuer, während Übertra-
gungen zwischen Personen, die in gerader Linie miteinander verwandt sind (z. B. Eltern und Kinder) von der Grunder-
werbsteuer befreit sind. Die Befreiung gilt nach Auffassung des Bundesfinanzhofs36 auch in den Fällen, in denen ein 
Elternteil (oder beide) ein Grundstück auf ein Kind mit der Auflage überträgt, einen Anteil an dem Grundstück auf Ge-
schwister zu übertragen. In dem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall hatte der Vater ein Grundstück auf die Töch-
ter mit der Verpflichtung übertragen, für den Fall der Geburt weiterer Kinder entsprechende Anteile auf diese zu über-
tragen. Im Gegensatz zum Finanzamt bejahte der Bundesfinanzhof die Grunderwerbsteuerbefreiung. 

                                                        
32 BMF, Mitt. v. 17.06.2016, LEXinform 0444639. 
33 BFH, Beschl. v. 15.06.2016, II B 91/15, DStR 2016, S. 1522, LEXinform 5019137. 
34 Niedersächsisches FG, Beschl. v. 21.08.2013, 7 K 143/08, DStRE 2014, S. 534, LEXinform 0441203. 
35 BVerfG, 2 BvL 6/14. 
36 BFH, Urt. v. 16.12.2015, II R 49/14, BStBl 2016 II, S. 292, LEXinform 0934840. 


